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1 Vorbemerkung 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist die unabhängige Nationale Menschen-

rechtsinstitution Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es ist gemäß den Pariser Prinzi-

pien der Vereinten Nationen akkreditiert (A-Status). Zu den Aufgaben des Instituts ge-

hören Politikberatung, Menschenrechtsbildung, Information und Dokumentation, an-

wendungsorientierte Forschung zu menschenrechtlichen Themen sowie die Zusam-

menarbeit mit internationalen Organisationen. Es wird vom Deutschen Bundestag fi-

nanziert. Das Institut ist zudem mit dem Monitoring der Umsetzung von UN-Behinder-

tenrechtskonvention und UN-Kinderrechtskonvention sowie der Berichterstattung zu 

den Konventionen des Europarats zu Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt be-

traut worden. Hierfür hat es eine entsprechende Monitoring- und Berichterstattungs-

stelle eingerichtet. 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist ferner von der Bundesregierung damit 

betraut worden, eine unabhängige Berichterstattungsstelle zu Menschenhandel einzu-

richten. Sie hat die Aufgabe, die Umsetzung der Europaratskonvention gegen Men-

schenhandel und der EU-Richtlinie gegen Menschenhandel in Deutschland unabhän-

gig zu beobachten und zu begleiten. 

2 Empfehlungen 

Die Berichterstattungsstelle Menschenhandel des DIMR bedankt sich für die Möglich-

keit zur Stellungnahme zum übersandten Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 

und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung.  

Die Berichterstattungsstelle Menschenhandel begrüßt ausdrücklich das Anliegen der 

Bundesregierung, die FKS zukunftsadäquat aufzustellen, um Schwarzarbeit und ille-

gale Beschäftigung im Sinne des SchwarzArbG effizienter und wirksamer verfolgen zu 

können. Sie erkennt, dass mit dem Gesetzentwurf verschiedene Zwecke verfolgt wer-

den, darunter der Schutz des Sozialstaats und des sozialen Sicherungssystems durch 

Verhinderung von Steuer- und Beitragsausfällen, damit einhergehend eine Konsolidie-

rung der öffentlichen Haushalte durch Mehreinnahmen (aufgrund aufgedeckter Scha-

denssummen), die Effizienzsteigerung der FKS durch risikoorientierte Prüfungen, die 

Entlastung der Justiz durch die selbständige Durchführung von Ermittlungsverfahren 

durch die FKS in einfach gelagerten Fällen des Sozialleistungsbetrugs, einen verbes-

serten Datenaustausch mit Polizei- und anderen Strafverfolgungsbehörden durch die 

Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund, der Schutz von Arbeitneh-

mer*innen durch die Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen wie angemessenem 

Lohn und die Gewährleistung eines fairen Wettbewerbs. 

Die dazu vorgeschlagenen Maßnahmen wie die Einsetzung eines zentralen operati-

ven Informations- und Datenanalysesystems, die Erweiterung der Befugnisse zur digi-

talen Identitätsprüfung und zur Einsichtnahme in Unterlagen und Daten, die Anpas-

sung des Branchenkatalogs für risikobehaftete Bereiche sowie die Stärkung der Er-

mittlungskompetenzen der FKS erscheinen dazu folgerichtig. 

Die Vielzahl der mit dem Gesetzesentwurf beabsichtigten Ziele unterstreicht die 

Schwerpunktsetzungen des SchwarzArbG, die sich auf fiskalische Interessen, verbes-

serte Strafverfolgung und Sicherung von marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
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konzentrieren. Die Berichterstattungsstelle Menschenhandel vermisst demgegenüber 

zentrale Zielsetzungen, die mit der Identifizierung, dem Schutz und der Unterstützung 

von Betroffenen von Menschenhandel und Ausbeutung verbunden sind. Die in Angriff 

genommenen Gesetzesänderungen bieten eine Chance, einen opferzentrierten An-

satz in Angriff zu nehmen, so wie es die Europaratskonvention und die EU-Richtlinie 

gegen Menschenhandel vorgeben. Empfehlenswert ist, eine grundlegende Reform der 

Struktur und Arbeitsweise der FKS in Betracht zu ziehen – mindestens jedoch eine kri-

tische Überprüfung und Nachbesserung des Gesetzesentwurfs vorzunehmen. 

2.1 Grundsätzlicher Reformbedarf zur Vereinbarkeit von Ermitt-
lungs- und Schutzaufgaben der FKS 

Die Identifizierung sowie der Schutz und die Unterstützung von Betroffenen stellen 

fundamentale grund- und menschenrechtliche Aufgaben dar, die auch der FKS oblie-

gen. Sie sind wichtige staatliche Verpflichtungen, die insbesondere in der Europarats-

konvention gegen Menschenhandel als auch in der EU-Richtlinie gegen Menschen-

handel in Verbindung mit der EU-Opferschutzrichtlinie verankert sind.1  

Prüfungs- und Ermittlungsaufgaben der FKS richten sich gleichermaßen gegen Arbeit-

geber*innen und Arbeitnehmer*innen. Das SchwarzArbG verpflichtet die FKS bei-

spielsweise einerseits zur Kontrolle von Ausweisdokumenten und Aufenthaltstiteln. 

Andererseits enthält es Schutzvorschriften zugunsten von Arbeitnehmer*innen, etwa 

bei Verstößen gegen den Mindestlohn oder bei ausbeuterischen Arbeitsbedingungen. 

So verbindet der gesetzliche Auftrag Kontroll- und Ermittlungsfunktionen mit arbeits-

rechtlichen Anliegen. Diese Konstellation führt dazu, dass dieselbe Personengruppe 

sowohl als Beschuldigte als auch als mögliche „Opfer“ (Betroffene) infrage kommt. 

Gerade in Fällen, in denen Betroffene im Kontext ihrer Ausbeutung selbst Straftaten 

begehen, beispielsweise durch Sozialleistungsmissbrauch oder Verstöße gegen das 

Aufenthaltsgesetz, besteht die Gefahr, dass sie nicht als ”Opfer”, sondern als Täter*in-

nen/Beschuldigte wahrgenommen werden.2 Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 

gegen Beschäftigte werden deutlich öfter eingeleitet als gegen Arbeitgeber*innen.3 

Ausgebeutete Personen laufen also akut Gefahr, wegen Ordnungswidrigkeiten oder 

Aufenthaltsverstößen sanktioniert, nicht aber als Betroffene identifiziert und geschützt 

werden.4  

Die ILO betont, dass Arbeitsinspektionen hauptsächlich dem Schutz von Arbeitneh-

mer*innenrechten dienen müssen5 und warnt daher vor Systemen, in denen die Be-

kämpfung von Schwarzarbeit vorrangig fiskalisch motiviert ist, also vorrangig dem 

__ 
1 Die Vielzahl der Aufgaben und ihre völker- und europarechtlichen Grundlagen, die damit verbunden sind, ergeben 

sich auch aus den beiden Anhängen der Publikation „Unterstützung für Betroffene von Menschenhandel – Min-
deststandards für die Zusammenarbeit zwischen Behörden und Zivilgesellschaft Handreichung zur Aus- und 
Umarbeitung von Kooperationsvereinbarungen“: https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redak-
tion/Publikationen/Handreichung/Handreichung_Unterstuetzung_Betroffene_Menschenhandel_Mindeststan-
dards_fuer_Zusammenarbeit_Behoerden_Zivilgesellschaft.pdf 

2 Vgl. Bericht über die Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 
11. Juli 2019, S. 54 und Bericht über die Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozial-
leistungsmissbrauch vom 18.11.2024, S. 33. 

3 Vgl. BT-Drucksache 20/6361 oder Bericht über die Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und 
Sozialleistungsmissbrauch vom 18.11.2024, S. 33. 

4 Vgl. Bericht über die Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 
18.11.2024, S. 33. 

5 Vgl., ILO, Labour administration and labour inspectors (International Labour Conference, 100th session 
2011) ILC.100/V, para 304, abrufbar unter: https://www.ilo.org/sites/default/fi-

les/wcmsp5/groups/public/%40ed_norm/%40relconf/documents/meetingdocument/wcms_153918.pdf; ILO, La-
bour inspection in Europe: Undeclared work, migration, trafficking (2010) LAB/AD-MIN Working Document No. 
7, S. 6 and 30, aufgegriffen in GRETA Guidance note 2020(12), Ziff. 23, abrufbar unter: 
https://rm.coe.int/guidance-note-on-preventing-and-combating-trafficking-in-human-beings-/1680a1060c 
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Schutz staatlicher Finanzinteressen dient, indem sie darauf ausgerichtet sind, Steuer-

ausfälle und Beitragsverluste der Sozialversicherung zu verhindern, während der 

Schutz von Arbeitnehmer*innenrechten dahinter zurücktritt.6 

Mit der derzeitigen Konzeption des Mandats der FKS geht die permanente Gefahr ein-

her, Betroffene zu sanktionieren und dem ihnen zustehenden Zugang zu Unterstüt-

zungs- bzw. Schutzansprüchen nicht gerecht zu werden. Auch aus diesem Grund 

hatte die Group of Experts on Action against Trafficking in Human Beings (GRETA) 

der Bundesrepublik Deutschland in ihrem dritten Evaluationsbericht vom 7. Juni 2024 

nahegelegt, ihre Bemühungen zur Verhinderung und Bekämpfung von Menschenhan-

del zu intensivieren, u.a. indem sie sicherstellt, dass in der FKS eine Trennung zwi-

schen ihrer Inspektionsfunktion in Bezug auf ausbeuterische Arbeitsbedingungen und 

ihren anderen polizeilichen Aufgaben besteht und dass die FKS-Inspektoren vorrangig 

Personen aufspüren, die in irregulären Arbeitsverhältnissen arbeiten und durch Men-

schenhandel gefährdet sind.7 

2.2 Identifizierung, Schutz und Unterstützung von Betroffenen 
von Menschenhandel und Ausbeutung  

Das vorgelegte Gesetzgebungsvorhaben hat sich dieses dringenden grundsätzlichen 

Problems leider nicht angenommen. Themen, die die Identifizierung, den Schutz und 

die Unterstützung von Betroffenen von Menschenhandel und Ausbeutung betreffen, 

finden kaum Niederschlag. Um dem Stellenwert dieser Aufgaben näher zu kommen, 

sollte das Gesetzgebungsvorhaben genutzt werden, um einige grundsätzliche be-

troffenenorientierte Regelungen aufzunehmen und damit zum Teil auch zur wirksa-

men Umsetzung der geänderten EU-Richtlinie gegen Menschenhandel beizutragen. 

Die hier vorgeschlagenen Änderungen würden die bisherigen Zielsetzungen des 

SchwarzArbG konkretisieren und in wichtigen Teilen ergänzen. Die Berichterstat-

tungsstelle Menschenhandel empfiehlt,  

- Identifizierung, Schutz und Unterstützung von Betroffenen von Menschenhan-

del und Ausbeutung als zentrale Aufgaben der FKS deutlich im SchwarzArbG 

zu benennen,  

- die Umsetzung konkreter Schutzvorschriften (u.a. das Non-punishment-Prin-

zip, die Ausweitung der Kompetenz zur Bescheinigung von Anhaltspunkten 

von Menschenhandel im AufenthG und zur Bewilligung sozialrechtlicher An-

sprüche) gesetzlich zu regeln und  

- Arbeitsweisen festzulegen, die explizit der Identifizierung, dem Schutz und der 

Unterstützung von Betroffenen dienen (z.B. die zügige Weiterleitung der Be-

troffenen an Fachberatungsstellen und an weitere Unterstützungsleistungen, 

der Datenaustausch unter den Ermittlungsbehörden zur Umsetzung des Non-

Punishment-Prinzips, kein Datenaustausch zwischen FKS und Ausländerbe-

hörden). 

Im Folgenden Kapitel wird auf ausgewählte Punkte eingegangen. 

__ 

6  „There is also the risk of confounding undeclared work with social or fiscal fraud, rather than putting an empha-
sis on the protection of workers’ rights.“ (ILO Labour Inspections and Undeclared Work 2013, S. 6): 
https://www.ilo.org/sites/default/files/wcmsp5/groups/public/%40ed_dialogue/%40lab_admin/documents/publi-
cation/wcms_220021.pdf 

7 GRETA (2024), Ziff. 168. 
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3 Im Einzelnen 

3.1 Deutliche Ausformulierung des Gesetzeszwecks in § 1 Abs. 
1 SchwarzArbG 

Die Berichterstattungsstelle Menschenhandel begrüßt die Erweiterung des Zwecks 

des Gesetzes, die nun neben der Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Be-

schäftigung auch deren Verhinderung umfasst.  

Allerdings wird die Subsumtion von Menschenhandel unter ausbeuterische Beschäfti-

gung von Arbeitnehmenden aus dem Gesetz selbst kaum deutlich. Zudem wird die 

Subsumtion der Beschäftigung von Arbeitnehmenden unter ausbeuterischen Bedin-

gungen als eine Form der „illegalen Beschäftigung“ im Sinne des § 1 Abs. 3 Nr. 5 

SchwarzArbG dem Phänomen Menschenhandel und Ausbeutung mit seinen mitunter 

gravierenden (Menschen-)Rechtsverletzungen und Folgen nicht ausreichend gerecht. 

Angeraten ist eine eigene Erwähnung von Menschenhandel und Ausbeutung und eine 

aussagekräftige, umfassende Definition von Menschenhandel und Ausbeutung in § 1 

SchwarzArbG. 

Vorgeschlagen wird daher den Zweck in § 1 Abs. 1 SchwarzArbG folgendermaßen zu 

beschreiben: 

Zweck des Gesetzes ist die Verhinderung und Bekämpfung von Schwarzarbeit, illega-

ler Beschäftigung, von Menschenhandel und Ausbeutung.  

§ 1 Abs. 3 Nr. 5 SchwarzArbG würde in diesem Fall zu streichen sein.  

Absatz 4 wäre folgendermaßen oder in ähnlicher Weise einzufügen: 

Menschenhandel und Ausbeutung liegt vor, wenn Personen von strafbaren Handlun-

gen nach § 232 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a und b, Nr. 2, Satz 2, Abs. 2 und 3 StGB, 

§ 232a StGB, § 232b StGB, § 233 StGB, § 233a Abs. 1 Nr. 1, 2 StGB, § 180a StGB, § 

181a StGB, § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1 Nr. 3 dieses Gesetzes sowie § 15a AÜG betrof-

fen sind oder waren oder wenn Personen zur Begehung von Straftaten nach § 263 

StGB ausgebeutet werden oder wurden, bei denen auf Grund der Dienst- oder Wer-

kleistungen oder Vortäuschung von Dienst- oder Werkleistungen Sozialleistungen 

nach dem Zweiten oder Dritten Sozialgesetzbuch zu Unrecht bezogen werden oder 

wurden. 

Der bisherige Absatz 4 würde zu Absatz 5 werden. 

3.2 Deutliche Ausformulierung des Prüfauftrags in § 2 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 7 SchwarzArbG: Identifizierung von Betroffenen 

Die Verpflichtung zur Identifizierung8 von Betroffenen von Menschenhandel von staat-

lichen Stellen ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 und 2 Europaratskonvention gegen Men-

schenhandel und aus Art. 11 Abs. 4 EU-Richtlinie gegen Menschenhandel.  

__ 
8 Identifizierung meint hier nicht die erkennungsdienstliche Behandlung durch Feststellung der personenbezogenen 

Daten, sondern die Identifizierung von Anhaltspunkten für Menschenhandel und Ausbeutung. Die Identifizierung 
solcher Anhaltspunkte setzt keine abschließende Bewertung darüber voraus, ob tatsächlich Menschenhandel 
oder Ausbeutung vorliegt. Sie ist eine vorläufige Bewertung, die zumindest für die ersten drei Monate 
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Bezugnehmend auf den wichtigen Stellenwert, den die Identifizierung, der Schutz und 

die Unterstützung von Betroffenen von Menschenhandel hat (vgl. 3.1), sollte der Prüf-

auftrag in § 2 Abs. 1 Nr. 7 SchwarzArbG entsprechend erweitert werden.  

§ 2 Abs. 1 Nr. 7 sollte folgendermaßen oder ähnlich ersetzt werden: 

[Die Behörden der Zollverwaltung prüfen, ob…] 

7. Arbeitnehmende von Menschenhandel und Ausbeutung nach § 1 Abs. 4 betroffen 

sind oder waren. 

3.3 Weiterleitung von Betroffenen an spezialisierte Fachbera-

tungsstellen 

Zur Verhütung und Bekämpfung von Menschenhandel, aber auch zum Schutz und zur 

Unterstützung von Betroffenen sind staatliche Stellen nach Art. 12 Abs. 5 und 35 Eu-

roparatskonvention gegen Menschenhandel aufgefordert, mit nicht-staatlichen Organi-

sationen, anderen einschlägigen Organisationen mit Mitgliedern der Zivilgesellschaft 

zusammenzuarbeiten. Auch Art. 11 Abs. 1 und 2 EU-Richtlinie gegen Menschenhan-

del in Verbindung mit Art. 8 Abs. 1-3, Art. 9 EU-Opferschutzrichtlinie sowie Art. 25 EU-

Gewaltschutzrichtlinie erfordert eine Vermittlung von Betroffenen an kostenlose, par-

teiliche und zur Vertraulichkeit verpflichtete Unterstützungsdienste durch die zustän-

dige Behörde. Sobald Anhaltspunkte für Menschenhandel erkannt wurden, ergeben 

sich die Rechte der Betroffenen mindestens aus Art. 12 Abs. 1 und 2 Europaratskon-

vention gegen Menschenhandel bzw. Art. 11 Abs. 5, 5a, 6 und Art. 11 Abs. 1 EU-

Richtlinie gegen Menschenhandel in Verbindung mit der EU-Opferschutzrichtlinie.9 

Dem Abschnitt 2 sollte daher ein § 2b in Anlehnung an § 406j Nr. 5 StPO mit folgen-

dem oder ähnlichen Wortlaut neu eingefügt werden: 

Sobald Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Personen von Menschenhandel und Aus-

beutung nach § 1 Abs. 4 betroffen sind oder waren, unterrichten die Behörden der 

Zollverwaltung Verletzte möglichst frühzeitig, regelmäßig schriftlich und soweit mög-

lich in einer für sie verständlichen Sprache darüber, dass sie außerhalb des Strafver-

fahrens Unterstützung und Hilfe durch Opferhilfeeinrichtungen erhalten können, etwa 

in Form einer Beratung, durch Bereitstellung oder Vermittlung einer Unterkunft in einer 

Schutzeinrichtung oder durch Vermittlung von therapeutischen Angeboten wie medizi-

nischer oder psychologischer Hilfe oder weiteren verfügbaren Unterstützungsangebo-

ten im psychosozialen Bereich. Ein unmittelbarer Kontakt zu Hilfeeinrichtungen wird 

hergestellt. 

3.4 Berücksichtigung der Bedenk- und Stabilisierungsfrist nach 

§ 59 Abs. 7 AufthG 

Bei Anhaltspunkten für Menschenhandel haben Betroffene das Recht auf Gewährung 

einer Bedenk- und Stabilisierungsfrist gemäß § 59 Abs. 7 AufenthG, in der ihnen der 

Aufenthalt gestattet ist. Durch diese Frist sollten Vorgaben aus Art. 13 Europaratskon-

vention gegen Menschenhandel bzw. Art. 6 EU-Richtlinie 2004/81/EG umgesetzt 

__ 

verschiedene Rechtsansprüche auslösen sollte, z.B. das Recht auf Bedenk- und Stabilisierungsfrist nach § 59 
Abs. 7 AufenthG, auf Bezug von Leistungen für Lebensunterhalt und Unterkunft oder medizinische Versorgung. 

9 Siehe Fußnote 1. 
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werden. Diese Zeit soll den Betroffenen zur Erholung und dazu dienen, sich dem Ein-

fluss von Täter*innen zu entziehen sowie eine fundierte Entscheidung darüber zu tref-

fen, ob sie mit den zuständigen Behörden zusammenarbeiten wollen. Die Bedenk- 

und Stabilisierungsfrist muss von den Ermittlungsbehörden, so auch von der FKS be-

achtet werden. Sie sollte daher im Rahmen der Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

nach § 5 SchwarzArbG ausdrücklich Berücksichtigung finden. Betroffene müssen über 

die Bedenk- und Stabilisierungsfrist informiert werden und – sollten sie sie in An-

spruch nehmen wollen – von Auskunftspflichten während dieser Zeit entbunden sein. 

In § 5 Abs. 1 SchwarzArbG sollte ein Satz 3 folgendermaßen oder in ähnlicher Weise 

angefügt werden: 

Ausländische Personen, bei denen Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie von Men-

schenhandel und Ausbeutung betroffen sind oder waren, sind über die Bedenk- und 

Stabilisierungsfrist nach § 59 Abs. 7 AufenthG zu informieren und während dieser Zeit 

nicht zur Erteilung von Auskünften verpflichtet. 

3.5 Berücksichtigung des Non-Punishment-Prinzips   

Bedeutsam ist zudem das Non-Punishment-Prinzip, das darauf abzielt, Betroffene von 

Menschenhandel vor der Verfolgung bzw. der Bestrafung für rechtswidrige Handlun-

gen zu schützen, die sie im Zuge oder als unmittelbare Folge des Menschenhandels 

begangen haben. Das Non-Punishment-Prinzip ergibt sich aus Art. 26 Europaratskon-

vention gegen Menschenhandel bzw. Art. 8 EU-Richtlinie gegen Menschenhandel. Mit 

der geänderten EU-Richtlinie gegen Menschenhandel bezieht sich dieses Prinzip nun 

auch auf die Beteiligung an anderen unrechtmäßigen Handlungen, wie beispielsweise 

Ordnungswidrigkeiten. In Deutschland ist das Non-Punishment-Prinzip in § 154c Abs. 

2 der Strafprozessordnung (StPO) gesetzlich verankert. Auch bei Ordnungswidrigkei-

ten kann von einer Verfolgung abgesehen werden, wenn sie nicht verhältnismäßig ist 

(sogenanntes Opportunitätsprinzip). Das Prinzip wird bislang jedoch nicht konsequent 

umgesetzt, was auf verschiedene Probleme und Unsicherheiten in der rechtlichen 

Praxis zurückgeführt wird.10 Für viele Betroffene ist es kein Unterschied, ob sie straf- 

oder ordnungsrechtliche Sanktionen befürchten müssen. Beides ist für sie gleicherma-

ßen gravierend und bedrohlich. Zudem bedienen sich gerade auch Täter*innen dieser 

Angst, um Betroffene gezielt einzuschüchtern. Aus diesem Grund zögern Betroffene 

häufig, sich den Behörden anzuvertrauen, was wiederum zur Konsequenz hat, dass 

sie die notwendige Unterstützung nicht erhalten. Ohne ein bekanntes und im Gesetz 

deutlich verankertes Non-Punishment-Prinzip werden Betroffene weiter kriminalisiert. 

Das ist für Menschen, die in Deutschland ausgebeutet wurden, nicht hinnehmbar.   

Zur verbesserten Umsetzung des völker- und europarechtlich speziell für Betroffene 

von Menschenhandel verankerten Non-Punishment-Prinzips, insbesondere auch vor 

dem Hintergrund seiner Anwendung auf Ordnungswidrigkeiten, die durch Betroffene 

von Menschenhandel begangen wurden, empfiehlt sich eine klarstellende Regelung 

im SchwarzArbG aufzunehmen. 

__ 
10  Die gesetzliche Umsetzung des Non-Punsihment-Prinzips für Betroffene von Menschenhandel in Deutschland, 

die Praxis der Strafverfolgungsbehörden sowie die verschiedenen Anwendungsprobleme wurden im Rahmen 
einer Studie des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen ausführlich untersucht: Bartsch u.a. 
(2024). 
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In Abschnitt 3 sollte ein § 11a mit folgendem oder ähnlichen Inhalt neu eingefügt wer-

den: 

Von der straf- und ordnungsrechtlichen Verfolgung oder Bestrafung von Personen, die 

von Menschenhandel und Ausbeutung nach § 1 Abs. 4 betroffen sind oder waren, soll 

abgesehen werden, wenn sie hierdurch bedingt rechtswidrige Handlungen begangen 

haben.  

3.6 Datenaustausch zur Umsetzung des Non-Punishment-Prin-

zips nutzen 

Datenaustausch kann einen betroffenenorientierten Ansatz unterstützen: Zur verbes-

serten Umsetzung des Non-Punishment-Prinzips bietet sich der Datenaustausch unter 

den Ermittlungsbehörden an. Es empfiehlt sich, diesen Zweck explizit im BKAG zu 

verankern und die Umsetzung des Non-Punishment-Prinzips durch den Datenaus-

tausch unter FKS und Ermittlungsbehörden standardmäßig in die Arbeitsweise der 

FKS (aber auch anderer Ermittlungsbehörden) zu integrieren. § 29 Abs. 3 Nr. 4 BKAG 

sollte um einen Buchstaben e wie folgt oder in ähnlicher Weise ergänzt werden:  

[Außer dem Bundeskriminalamt und den Landeskriminalämtern sind zur Teilnahme 

am polizeilichen Informationsverbund berechtigt: 

Nr. 4 die Behörden der Zollverwaltung, soweit sie betraut sind…] 

e) mit dem Absehen von straf- und ordnungsrechtlicher Verfolgung oder Bestrafung 

nach § 11a SchwarzArbG. 

3.7 Datenaustausch zum Schutz von Betroffenen begrenzen 

Die Berichterstattungsstelle Menschenhandel erkennt, dass ein effizienterer Daten-

austausch unter verschiedenen Behörden die o.g. Ziele besser erreichen können. Zu-

gleich spielt der Datenaustausch – wie unter 3.6 hervorgehoben – auch für Betroffene 

im Sinne eines verbesserten Schutzes eine große Rolle. Mit dem Gesetzesvorhaben 

sollte das Ziel erreicht werden, Entscheidungen zum Datenaustausch bewusst und 

betroffenenorientiert durchzuführen. Während der Datenaustausch unter den Ermitt-

lungsbehörden und eine diesbezügliche standardmäßige Arbeitsweise der Ermitt-

lungsbehörden für die Umsetzung des Non-Punishment-Prinzips äußerst nützlich sein 

können (vgl. 3.6), ist der Datenaustausch zwischen Ermittlungsbehörden und Auslän-

derbehörden für den Betroffenenschutz nachteilig. Die Sorge vor Folgen ihrer auslän-

derrechtlichen Verstöße, die sie aufgrund der Ausbeutungssituation und als Folge des 

Menschenhandels begangen haben, führt dazu, dass Betroffene ihre Rechte nicht 

ausreichend wahrnehmen. Mit dem Schutz von Betroffenen vor ordnungsrechtlichen  

oder ausländerrechtlichen Konsequenzen erhöht sich zugleich die Chance, dass Be-

troffene eine größere Bereitschaft zur Mitwirkung an der Strafverfolgung haben. Die 

Behörden der Zollverwaltung sollten daher sicherstellen, dass sich ausländische Ar-

beitnehmende ohne Papiere an sie wenden können, ohne Gefahr zu laufen, auch nur 

hypothetisch den Ausländerbehörden gemeldet zu werden.11 Dringend empfehlens-

wert ist daher, dass Ermittlungsbehörden personenbezogene Daten von Betroffenen 

ohne Papiere nicht an Ausländerbehörden weitergeben.12 Es empfiehlt sich daher, in 

__ 
11 GRETA Guidance Note 2020(12), Ziff. 23. 
12 Ebd.  
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§ 5 SchwarzArbG einen Absatz 3a mit folgenden oder ähnlichen Inhalt neu einzufü-

gen:  

Absatz 3 gilt nicht für Personen, die von Menschenhandel und Ausbeutung nach § 1 

Abs. 4 betroffen sind oder waren. 

3.8 Zentralstelle und Risikomanagement 

Das zentrale Risikomanagement wird auf der Auswertung von Daten sowie der Erstel-

lung und Veröffentlichung von Statistiken beruhen (§ 24 Absatz 4 SchwarzArbG). Bis-

her wurden etwa 60 Prozent aller durch die FKS eingeleiteten Ermittlungsverfahren 

wegen Straftaten der Branche „Sonstiges“ zugeordnet. Auch im Bereich der Arbeits-

ausbeutung ist diese Kategorie die dritthäufigste Branche. Eine derart große Residual-

kategorie ist weder für ein Risikomanagement noch für Fachpublikationen nutzbar. Die 

Berichterstattungsstelle empfiehlt daher den internen Branchenkatalog stärker auszu-

differenzieren, um die Zuordnung zu dieser Residualkategorie zu verringern.  

Die im Folgenden vorgeschlagenen Anpassungen des § 24 beziehen sich auf die Än-

derungen in § 1 SchwarzArbG (vgl. 3.1): 

(1) Die Generalzolldirektion ist die Zentralstelle der Behörden der Zollverwaltung 

für die Verhinderung und Bekämpfung der Schwarzarbeit, der illegalen Be-

schäftigung, von Menschenhandel und Ausbeutung (Zentralstelle). 

(2) Die Zentralstelle unterstützt die Hauptzollämter insbesondere  

[…] 

2. durch die Erstellung von Analysen, Statistiken und Berichten zur Verhinde-

rung und Bekämpfung der Schwarzarbeit, der illegalen Beschäftigung, von 

Menschenhandel und Ausbeutung, 

3. auf dem Gebiet der internationalen Amtshilfe zur Verhinderung und Be-

kämpfung der Schwarzarbeit, der illegalen Beschäftigung, von Menschenhan-

del und Ausbeutung sowie 

[…] 

(4) Die Zentralstelle erstellt Statistiken über die Verhinderung und Bekämpfung 

der Schwarzarbeit, der illegalen Beschäftigung, von Menschenhandel und 

Ausbeutung nach diesem Gesetz. Die Zentralstelle hat die einheitliche und 

termingerechte Erstellung von Statistiken sicherzustellen, die Ergebnisse der 

Statistiken in angemessener Gliederung über das Internet zu veröffentlichen 

sowie die Daten der Statistiken zu analysieren. 

3.9 Ergänzungen beim Zentralen Risikomanagement  

Indikatoren für Menschenhandel und Ausbeutung sollten bei der Risikobewertung aus-

drücklich in § 25 aufgenommen werden, um dem erhöhten Stellenwert der Verhinde-

rung und Bekämpfung von Menschenhandel und Ausbeutung gerecht zu werden. Die 

Berichterstattungsstelle Menschenhandel empfiehlt § 25 SchwarzArbG wie folgt oder 

in ähnlicher Weise zu ändern: 

§ 25 Zentrales Risikomanagement 

(1) Die Zentralstelle nimmt für die Hauptzollämter die Aufgaben des zentralen Ri-

sikomanagements für die Verhinderung und Bekämpfung der Schwarzarbeit, 
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der illegalen Beschäftigung sowie von Menschenhandel und Ausbeutung 

wahr. Die Zentralstelle arbeitet bei ihren Aufgaben des zentralen Risikomana-

gements mit den in § 2 Absatz 4 genannten Stellen sowie mit den Stellen, die 

für deren Datenhaltung verantwortlich sind, zusammen. Grundsätze dieser 

Zusammenarbeit werden im gegenseitigen Einvernehmen geregelt. 

(2) Ziel des zentralen Risikomanagements ist die systematische Ermittlung von 

Risiken für das Auftreten von Schwarzarbeit, illegaler Beschäftigung, Men-

schenhandel und Ausbeutung und die Anwendung aller für die Risikobegren-

zung erforderlichen Maßnahmen. Ein Risiko für das Auftreten von Schwarzar-

beit, illegaler Beschäftigung, Menschenhandel und Ausbeutung liegt vor, 

wenn es nach objektiven Indikatoren wahrscheinlich ist, dass Schwarzarbeit 

nach § 1 Absatz 2 geleistet, illegale Beschäftigung nach § 1 Absatz 3, Men-

schenhandel und Ausbeutung nach § 1 Abs. 4 ausgeübt wird (Risikoindikato-

ren). Als Risikoindikatoren für Schwarzarbeit, illegale Beschäftigung, Men-

schenhandel und Ausbeutung kommen insbesondere Auffälligkeiten und Ano-

malien im Zusammenhang mit der Beschäftigten- oder der Lohnstruktur, der 

Arbeitszeit, dem Umsatz oder dem Gewinn in Unternehmen, der Art der 

Dienst- und Werkleistungen oder Gewalt, Nötigung, Missbrauch von Macht 

oder Ausnutzung besonderer Schutzbedürftigkeit in Betracht. Von den Risi-

koindikatoren werden branchenabhängige Parameter als Werte abgeleitet, bei 

deren Über- oder Unterschreiten, abhängig vom Risikoindikator, ein erhöhtes 

Risiko für das Auftreten von Schwarzarbeit, illegaler Beschäftigung, Men-

schenhandel und Ausbeutung gegeben ist (Risikoparameter). 

(3) Zu den Aufgaben des zentralen Risikomanagements gehören insbesondere 

[…] 

2. die Analyse und Bewertung der erhobenen Informationen einschließlich 

personenbezogener Daten hinsichtlich der Risiken für das Auftreten von 

Schwarzarbeit, illegaler Beschäftigung, Menschenhandel und Ausbeutung. 

[…] 

(4) Informationen, einschließlich personenbezogener Daten, dürfen nur dann für 

die Aufgaben des zentralen Risikomanagements verarbeitet werden, wenn 

damit mögliche Risiken für das Auftreten von Schwarzarbeit, illegaler Be-

schäftigung, Menschenhandel und Ausbeutung im Sinne des Absatzes 2 Satz 

2 identifiziert werden können. Die Zentralstelle darf personenbezogene Daten 

zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 3 im Einzelfall verarbeiten. 

(5) […] 

§ 26 Abs. 1 Satz 1 ist entsprechend anzupassen: 

§ 26 Operatives Informations- und Datenanalysesystem; Verordnungsermächtigung 

(1) In dem operativen Informations- und Datenanalysesystem werden die nach 

Absatz 2 gespeicherten Daten von der Zentralstelle anhand festgelegter Risi-

koindikatoren und Risikoparameter im Sinne des § 25 Absatz 2 hinsichtlich 

möglicher Risiken für das Auftreten von Schwarzarbeit, illegaler Beschäfti-

gung, Menschenhandel und Ausbeutung unter Beachtung der nachfolgenden 

Absätze automationsgestützt analysiert und bewertet. 
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3.10 Opferschutzkoordinator*innen stärken 

Die Berichterstattungsstelle Menschenhandel empfiehlt zudem die Funktionen der Op-

ferschutzkoordinator*innen ins SchwarzArbG aufzunehmen, ihre konkreten Aufgaben 

zu benennen und zu erweitern. Ihr Aufgabenfeld könnte das von klassischen Arbeits-

schutzinspektor*innen entsprechen. Obgleich der oben genannte Zielkonflikt innerhalb 

des Mandats der FKS nicht auflösbar ist, könnten Opferschutzkoordinator*innen bei-

spielsweise bei Kontrollen vor Ort, Anhaltspunkte für Menschenhandel und Ausbeu-

tung mit identifizieren (vgl. 3.8 mittels diesbezüglicher Indikatorenlisten) und für die 

Umsetzung der Betroffenenrechte sorgen, z.B. sofortige Einbeziehung von Fachbera-

tungsstellen (vgl. 3.3), sofortige Beachtung der möglichen Bedenk- und Stabilisie-

rungsfrist (vgl. 3.4), sofortige Information der Betroffenen über und Berücksichtigung 

des Non-Punishment-Prinzips (vgl. 3.5) sowie Berücksichtigung von diesbezüglichen 

Datenaustauscherfordernissen und Umsetzung des Non-Punishmentprinzips im Aus-

tausch mit anderen Behörden (3.6) und Beachtung von Gründen, die gegen einen Da-

tenaustausch mit den Ausländerbehörden sprechen (vgl. 3.7). 

3.11 Feststellung von Anhaltspunkten für Menschenhandel  

Ein betroffenenorientierter Ansatz des Mandats der FKS umfasst auch ihre Kompe-

tenz, Anhaltspunkte für Menschenhandel zur Auslösung der Erholungs- und Bedenk-

zeit zu bescheinigen bzw. Anhaltspunkte für Menschenhandel für betroffene Unions-

bürger*innen zu bescheinigen. Diese Bescheinigungen sind wesentliche Schritte, um 

wichtige Rechte wie Sozialleistungen, Unterkunft, medizinische Versorgung etc. zu 

gewährleisten. Jede diesbezügliche Verzögerung geht zulasten der Betroffenen. Die 

Polizei verfügt bereits über eine solche Beteiligungskompetenz nach § 72 Abs. 6 Satz 

2 AufenthG. Ihre Ausweitung auf die FKS würde sie auch mit Hinblick auf die Umset-

zung von Betroffenenrechten mit anderen Ermittlungsbehörden gleichstellen. Das 

wäre nur folgerichtig. Zugleich sollte dieselbe Kompetenz den spezialisierten Fachbe-

ratungsstellen zukommen. Daher sollte § 72 Abs. 6 Satz 2 AufenthG wie folgt oder in 

ähnlicher Weise ergänzt werden: 

Sofern der Ausländerbehörde die zuständige Staatsanwaltschaft noch nicht bekannt 

ist, beteiligt sie vor einer Entscheidung über die Festlegung, Aufhebung oder Verkür-

zung einer Ausreisefrist nach § 59 Absatz 7 die für den Aufenthaltsort zuständige Poli-

zeibehörde, Behörde der Zollverwaltung oder spezialisierte Fachberatungsstellen.  

 

  

https://dejure.org/gesetze/AufenthG/59.html
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Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist die unabhängige  

Nationale Menschenrechtsinstitution Deutschlands (§ 1 DIMR- 

Gesetz). Es ist gemäß den Pariser Prinzipien der Vereinten  

Nationen akkreditiert (A-Status). Zu den Aufgaben des Instituts  

gehören Politikberatung, Menschenrechtsbildung, Information und 

Dokumentation, anwendungsorientierte Forschung zu menschen-

rechtlichen Themen sowie die Zusammenarbeit mit internationalen 

Organisationen. Es wird vom Deutschen Bundestag finanziert. Das 

Institut ist zudem mit dem Monitoring der Umsetzung von UN-Behin-

dertenrechtskonvention und UN-Kinderrechtskonvention sowie der 

Berichterstattung zu den Konventionen des Europarats zu  

Menschenhandel und zu Gewalt gegen Frauen und häuslicher  

Gewalt betraut worden. Hierfür hat es entsprechende Monitoring- 

und Berichterstattungsstellen eingerichtet. 
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